
A Z  FL-9494 Schaan 109. Jahrgang Nr. 235  Donners tag ,  22. O k t o b e r  1987 

HccWenftciner |p$olhsbfaft 
I - ™ R ~ , ~ , " ' T N I I N B N I I « M I I I I B M I M M I I M M M W N I ~  — 1 • • • • • I H M -  mm im um i, 

Erscheint  M o n t a g ,  Diens tag ,  Mi t twoch ,  D o n n e r s t a g ,  Fre i tag  u n d  Samstag  • J e d e n  D o n n e r s t a g  Grossauf lage • Amtl iches  Publ ika t ionsorgan • Tel. (075) 2 42 42 • Einzelpreis :  60 R p .  

Das Volk bestimmt über die Zahl der Abgeordneten 
Der Landtag verabschiedete am Dienstag abend ein Verfassungsgesetz über die Mandatszahlerhöhung und die Stellvertreter 

Während 1985 noch ein parteipoliti
scher Kampf um die Mandatszahlerhö
hung und die Frage der Steilvertreter im 
Landtag tobte, waren sich am Dienstag 
abend die Abgeordneten beider Fraktio
nen im Landtag über die Notwendigkeit 
zur Mandatszahlerhöhung einig. Der ge
meinsame Vorstoss, der von beiden Sei
ten als ein akzeptabler Kompromiss be
zeichnet wurde, ist das Ergebnis zwi
schenparteilicher Verhandlungen. Der 
Landtag hat sich grundsätzlich und ein
stimmig mit dem Vorschlag einverstan
den erklärt, doch soll das Volk in einer 
Abstimmung das letzte Wort haben. 

Ü b e r  den Verfassungsantrag gab es 
aufgrund der Vorgeschichte keine grosse 
Diskussionen mehr. Die Fraktionsspre
cher beider Parteien gaben eine Erklä
rung ab, dann stimmten die Abgeordne
ten geschlossen für die Erhöhung der 
Mandatszahl sowie die Reduktion der 
Stellvertreter und  überwiesen die Vorla
ge mit Einstimmigkeit zur Volksabstim
mung. Die Volksabstimmung wird vor
aussichtlich im Januar 1988 durchgeführt, 
denn nach dem Volksrechtegesetz hat  die 
Regierung «spätestens innert 14 Tagen» 
nach dem Landtagsbeschluss eine Volks
abstimmung anzuordnen, die «innerhalb 
von drei Monaten durchzuführen ist.» 

VU-Fraktionssprecher Hermann Hass
ler bezeichnete die Vorlage als das Er
gebnis der  zwischenparteilichen Bespre
chungen, die nach seiner Auffassung 
mehr Chancen auf Erfolg hat als die frü
heren Initiativen, die jeweils parteipoli
tisch getrennt eingereicht wurden. Hass
ler unterstrich in seinen Ausführungen 
den hinter der  Vorlage stehenden Kom
promiss, der  nur  zustandegekommen sei, 
weil sich beide Parteidelegationen bei 
den Verhandlungen bereit erklären konn
ten, von ihren Verhandlungsstandpunk
ten abzuweichen. Die Verhandlungen 
sind nach seiner Aussage vom Willen ge
prägt gewesen, etwas zu erreichen. Ohne  
Zugeständnisse von beiden Seiten, so 
Hassler weiter, hätte es keine Einigung 
zu einer gemeinsamen Vorlage und ei
nem gemeinsamen Vorstoss gegeben. 

Gemeinsamer Vorstoss zum Erfolg 
FBP-Fraktionssprecher Josef Bieder

mann wiederholte das Verhandlungser
gebnis mit der  Erhöhung der  Mandats
zahl und der Reduktion der stellvertre
tenden Abgeordneten in Zahl und Funk
tion. Auch er  vertrat die Auffassung, dass 
nach den drei gescheiterten Vorstössen in 
den Jahren 1945, 1972 und 1985 nur  eine 
gemeinsame Lösung zum Erfolg führen 
könne. Z u  dieser Lösung sind nach sei
nen Ausführungen Zugeständnisse auf 
beiden Seiten des politischen Spektrums 
notwendig gewesen. 

D a  die Vorlage dem Volk zur endgülti-

Steuerfuss-Senkung 
im Kanton St. Gallen 

St.Gallen (spk) Der  Staats-Steuerfuss 
soll im Kanton St. Gallen von bisher 105 
auf 97 Prozent gesenkt werden. Dies be
antragt der  Regierungsrat im Budget 
1988 zuhanden des Grossen Rates. 
Gleichzeitig soll der  maximale Steuerfuss 
für den Finanzausgleich mit den Gemein
den von 160 auf 157 Prozent absinken. 
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gen Entscheidung vorgelegt wird, geht es 
nach den Worten des FBP-Fraktionsspre-
chers in den nächsten Wochen darum, die 
Vorlage so klar und eindeutig wie mög
lich vor d e m  Volk zu vertreten. Dem 
Landtag und besonders seinen Abgeord
neten komme in dieser Frage eine hervor
ragende Bedeutung zu, zumal die Stär
kung des Parlaments zum Wohle des Vol
kes erfolge. 

15 jm Oberland, 10 im Unterland 
Das Verfassungsgesetz sieht die Erhö

hung der Mandatszahl auf 25 Sitze vor, 
wobei der  Wahlkreis Oberland 15 Sitze 
(bisher 9 Sitze) erhalten soll, während 
dem kleineren Wahlkreis Unterland 
künftig 10 Sitze (bisher 6 Sitze) zustehen. 
Mit dieser Regelung konnte das seit 1921 
bestehende prozentuale Verhältnis zwi
schen den beiden Wahlkreisen beibehal

ten werden, während beispielsweise eine 
Erhöhung auf 21 Sitze eine Schmälerung 
für den Wahlkreis Unterland nach sich 
gezogen hätte. 

Reduktion der Stellvertreter 
Das Verfassungsgesetz sieht neben der  

Aufstockung des Landtags gleichzeitig 
auch eine Reduktion de r  Zahl  der  stell
vertretenden Abgeordneten vor. Auf  je
weils drei Abgeordnete in einem Wahlbe
zirk, so heisst es in de r  Vorlage, steht 
jeder Wählergruppe ein stellvertretender 
Abgeordneter zu. Nach dem Verhand
lungsprotokoll soll jedoch nicht nur die 
Zahl der Stellvertreter reduziert, sondern 
auch deren Funktion gegenüber der  heu
te sehr liberalen - wahrscheinlich verfas
sungswidrigen - Praxis eingeeingt wer
den. Stellvertreter dürfen demnach nur  
noch an Landtagssitzungen bei Verhinde

rung eines gewählten Abgeordneten teil
nehmen, um die Mehrheitsverhältnisse zu 
sichern, können aber nicht mehr in Kom
missionen gewählt werden. Eine Ausnah
me von dieser Regel wurde für die Bestel
lung in Kommissionen und Delegationen 
gemacht, die im Ausland (Europarat) tä
tig sind. 

Erstmals bei den nächsten Wahlen 
Auch wenn der Landtag nun dem Ver

fassungsgesetz zugestimmt hat und das 
Volk ebenfalls seine Zustimmung erteilt -
die Wirksamkeit der neuen Bestimmun
gen wird bis zu den nächsten Wahlen 
aufgeschoben. Der  für vier Jahre gewähl
te Landtag bleibt bis zum Ablauf seiner 
Amtsdauer in der 15-Abgeordneten-Be-
setzung bestehen, erst bei den nächsten 
Wahlen, die 1990 stattfinden, werden 25 
Volksvertreter bestellt. ( G . M . )  

Osterreich begrüsst UNO-Beitritt Liechtensteins 
Heute beginnt Österreichs Aussenminister Dr. Alois Mock seinen zweitägigen Besuch 

Die Beziehungen zwischen Österreich und Liechtenstein sind «traditionell herzlich, freundschaftlich und probleinfrei». 
Diese Bewertung der Freundnachbarschaft nimmt Aussenminister Dr. Alois Mock, der heute seinen zweitägigen Besuch in 
unserem Land beginnt, in einem Interview mit dem VOLKSBLATT vor. Österreich würde, so hält er weiter fest, einen 
Beitritt Liechtensteins zu den Vereinten Nationen begrüssen. 

Vizekanzler  u n d  Aussenminis ter  D r .  
Alois M o c k  wird heu te  vormit tag a m  
Grenzübergang  Schaanvvald von  Regie
rungschef H a n s  Brunha r t  u n d  Regie
rungschef-Stellvertreter D r .  H e r b e r t  
Wille begrüsst .  D e r  österreichische 
Aussenminis ter  wird w ä h r e n d  seines 
zweitägigen Besuches  in unserem L a n d  
von seiner  F r a u  Ed i th  begleitet.  D e r  
österreichischen Delegat ion  gehören  
neben  persönlichen Mitarbei tern auch 
d e r  österreichische Botschafter  in 
Liechtenstein,  D r .  Dietr ich Bukowski ,  
und  Konsul  D r .  O t t o  Ebe r l e  a n .  

Arbeitsgespräch 

I m  Mit te lpunkt  des  Besuchs von  
Aussenminis ter  M o c k  s teh t  das  A r 
beitsgespräch mit  d e n  Mitgliedern d e r  
Regierung,  doch  ist auch die Absolvie
rung  eines  umfangreichen Besuchspro
g ramms  mi t  e ine r  Pressekonferenz vor
gesehen.  S . D .  Erbpr inz  H a n s  A d a m  
u n d  I . D .  Erbprinzessin Mar i e  w e r d e n  
d e n  h o h e n  G a s t  z u  e i n e m  Mittagessen 
a u f  Schloss V a d u z  empfangen ,  w ä h 

r end  d e r  österreichische Botschafter  
Bukowski  e inen Empfang  im R a t -

Aussenminister Mock: «Österreich wür
de einen Beitritt Liechtensteins zur 
UNO begrüssen». 

haussaal in Vadu7 gibt. A n  den  Besuch 
des Vizekanzlers u n d  Aussenministers  
schliesst sich a m  Samstag d e r  Ball z u m  
Nationalfeiertag Österreichs an.  d e r  
v o m  Österre icher  Vere in  in Liechten
stein organisiert wird. 

Unterstützung für UNO-Beitritt 
Die  Republ ik  Österreich,  die berei ts  

den  Beitritt Liechtensteins z u m  E u r o 
parat  tatkräftig unterstützte,  w ü r d e  
nach Angaben  von Aussenminis ter  
Mock  «einen Beitritt Liechtensteins zu 
d e n  Vereinten Nat ionen begrüssen».  
D u r c h  einen Beitritt unseres  L a n d e s  
würde  sich nach seinen A n g a b e n  d ie  
Zah l  d e r  Neutra len,  die sich in d e n  
Vere in ten  Nat ionen hohen  A n s e h e n s  
erf reuen,  au f  fünf  Staaten e r h ö h e n ,  
wodurch  - s o  M o c k  - de ren  Gewicht  in 
d e r  Weltorganisat ion ges tärkt  w ü r d e .  

( G . M . )  

(Das Interview mit Vizekanzler und 
Aussenminister Dr. Alois Mock ist im 
Innern der heutigen Ausgabe zu lesen.) 

Umverteilung auf finanzschwächere Gemeinden 
Der Landtag sprach sich grundsätzlich f ü r  eine Änderung des Finanzausgleichs aus 

Der Finanzausgleich zwischen dem 
Staat und den Gemeinden soll erneut ge
ändert werden. Der Landtag stimmte 
dem Antrag der Regierung grundsätzlich 
zu. Die Änderungen betreffen vor allem 
die Umverteilung von rund 3,2 Millionen 
Franken auf die finanzschwächeren Berg-
und Talgemeinden. Aufgeworfen wurde 
im Landtag auch die Frage nach einer 
Gesamtrevision des Finanzausgleichs un
ter Einschluss der Subventionsordnung. 

Der  Finanzausgleich brachte den elf 
Gemeinden im letzten Jahr  ein Aus
gleichsvolumen von 55 Millionen Fran
ken als ungebundene Finanzzuschüsse 
des Staates. U m  diese Ausgleichszahlun
gen auf dem jetzigen Niveau zu stabilisie
ren, schlug die Regierung dem Landtag 
eine weitere Senkung der Mindestzutei-
lungsquote vor, die früher einmal zwi
schen 25 bis 35 Prozent betragen hatte, 
dann auf 20 Prozent gesenkt wurde und 
nun bis auf 15 Prozent reduziert werden 
soll. 

Umverteilung vertretbar 
Der  FBP-Abgeordnete Johann Kindle 

erklärte die von der Regierung vorge
schlagene Umverteilung von rund 3,2 
Millionen Franken von den finanzstärke
ren auf die finanzschwächeren Gemein
den als vertretbar. Allerdings ist -diese 
erneute Änderung nach seiner Auffas

sung nur  als Übergangsregelung zu ver
stehen, denn eine Gesamtrevision des Fi
nanzausgleichs unter Einbezug der Sub
ventionen dränge sich auf. Als nicht ganz 
verständlich bezeichnete e r  die Herabset
zung der  Anteile an der Kapital- und 
Ertragssteuer, weil damit jene Gemein
den mit hohen Investitionen für die Er
richtung von Industrie- und Gewerbezo
nen benachteiligt würden. Z u r  Auflistung 
der  Regierung über die gute Finanzlage 
der Gemeinden meinte der  Abgeordnete 
Kindle, Gemeinden mit gutem finanziel
lem Polster, das ein antizyklisches Ver
halten ermögliche, sollten nicht durch ei
ne Änderung des Gesetzes «bestraft» 
werden. 

Die beiden VU-Abgeordneten Alfons 
Schädler und Hermann Hassler begrüss-
ten die Regierungsvorlage als gerechtfer
tigt. Schädler hob hervor, dass damit die 
Situation der Berggemeinden weiter ver
bessert werde, während Hassler vor allem 
die Umverteilung von den finanzstärke
ren auf die finanzschwächeren Gemein
den unterstrich. Als positiv werteten sie, 
wie auch andere Abgeordnete in ihren 
Voten, die künftige Verwertung der aktu
ellen Bevölkerungszahlen für Zuteilung 
des Finanzausgleichs. 

Für die finanzstärkeren Gemeinden 
wie Vaduz führte die stellvertretende 

VU-Abgeordnete Emma Brogle ins Feld, 
dass diese auch besondere Aufgaben zu 
erfüllen hätten, die nicht ausser acht ge
lassen werden dürften. Aber  auch sie 
sprach sich grundsätzlich für die Umver
teilung aus. 

Umgehung des Finanzausgleichs? 
Kritisch setzte sich Landtagsvizepräsi

dent Josef Büchel (FBP) mit dem Ge
meindezuschlag auseinander. Nach seiner 
Auffassung besteht die Gefahr, dass die 
Gemeinden mit Rücksicht auf den Fi
nanzausgleich ihren Zuschlag auf die 
Vermögens- und Erwerbssteuer nicht un
ter die Grenze von zweihundert Prozent 
senkten, dafür aber möglicherweise die 
Einhebung der direkten Umlagen für Lei
stungen der Gemeinde fallenliessen. Es  
•gehe nicht an, meinte Büchel, dass einer
seits auf die Einhebung von leistungsbe-
zogenen Gebühren verzichtet, anderseits 
immer wieder auf kommende Aufgaben 
der Gemeinden hingewiesen werde. 

Regierungschef Hans Brunhart setzte 
sich mit den einzelnen Voten der Abge
ordneten auseinander, nachdem e r  die 
grundsätzlichen Absichten der Regierung 
mit der  Änderung des Finanzausgleiches 
nochmals unterstrichen hatte. Nicht nur 
die Gemeinden seien an einer Stabilisie
rung ihrer Finanzzuweisungen interes
siert, sondern auch der Staat. (G. M . )  

13,9 Prozent 
mehr Autos 

Im September 1987 (September 
1986) wurden in Liechtenstein ins
gesamt 221 (213) neue Fahrzeuge 
bei der Motorfahrzeugkontrolle im
matrikuliert. Wie aus der soeben 
veröffentlichten Statistik des Amtes 
für Volkswirtschaft hervorgeht, er
füllen dabei von den 174 (180) Per
sonenwagen und Kleinbussen 141 
(59) Fahrzeuge oder  81 Prozent die 
Katalysator-Norm (US 83). Im Ver
gleichsmonat des Vorjahres waren 
es übrigens nur 32,8 Prozent der  
gelösten Fahrzeuge. Vom Januar  
bis September dieses Jahres sind 
2246 neue Fahrzeuge in Verkehr ge
setzt worden, das sind 13,9 Prozent 
mehr als im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres (1972). 

VW klar die Nummer 1 
Ein Blick auf die im September in 

unserem Land verkauften Auto
marken zeigt, dass Volkswagen bei 
uns klar die Nummer 1 ist. Von 
total 173 Personenwagen entfallen 
nicht weniger als 49 oder 28 Prozent 
auf VW. Auf  den weiteren Plätzen 
folgen Opel (20), Audi (13), Ford 
(10) und Mercedes (9). 

Tempo 80/120 wird um 
zwei Jahre verlängert 

Bern (AP) Der  seit 1985 laufende Ver
such mit Tempo 80/120 im Strassenver
kehr wird vorerst um zwei Jahre bis Ende  
1989 verlängert. D a  der Souverän voraus
sichtlich in rund zwei Jahren aufgrund der 
Volksinitiative »pro Tempo 100/130» sel
ber zur Frage der Geschwindigkeitslimi
ten Stellung beziehen kann, ist es nach 
Ansicht der Schweizer Landesregierung 
wenig sinnvoll, vorher Änderungen vor
zunehmen. 

Die Verlängerung der unter dem Ein
druck des Waldsterbens angeordneten 
Tempolimiten 80 auf  Ausserortsstrassen 
und 120 auf Autobahnen eröffnet nach 
einer Mitteilung des Eidgenössischen Ju
stiz* und Polizeidepartementes (EJPD)  
vom Mittwoch auch die Möglichkeit, die 
Auswirkungen der niedrigeren Limiten 
auf das Verkehrs- und Unfallgeschehen 
sowie den Umweltschutz abzuklären. 

De r  Bundesrat hatte am vergangenen 
1. Juli seine ablehnende Stellungnahme 
zu der vom Basler Autojournalisten 
Bernhard Böhi lancierten Initiative Tem
po 100/130 veröffentlicht. Auch hatte der 
Nationalrat im Juni 1986 oppositionslos 
ein Postulat überwiesen, das die nun be
schlossene Verlängerung der  Tempolimi
ten bis zur Abstimmung über die Initiati
ve verlangte. Die Abstimmung dürfte bei 
speditiver Behandlung durch das Parla
ment im Herbst oder Winter 1988 statt
finden. 

Tempo 80/120 ist zudem Bestandteil 
des Luftreinhaltekonzepts. Von der Ver
längerung der Tempolimiten wird eine 
Reduktion des Stickstoffausstosses um 
6000 Tonnen pro Jahr erwartet. 

Die Zukunft planen, ohne sie zu verbauen.  
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